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ARBEITSGEMEINSCHAFT ALPENLÄNDER

COMUNITÀ DI LAVORO REGIONI ALPINE

Resolution

der Mitgliedsländer der Arge Alp zur Einführung und Umsetzung der Gender-Mainstreaming-Strategie in den Arge Alp-Ländern
Die Konferenz der Regierungschefs der Arge Alp fasst folgenden Beschluss:
1. Der Genderansatz soll konstant und systematisch angewendet sowie in den politischen Entscheidungen und daraus folgenden Maßnahmen berücksichtigt werden.

2. Sensibilisierungsmaßnahmen für Führungskräfte und MultiplikatorInnen sollen gefördert werden.

3. Ausreichende Ressourcen für die Anwendung von Gender Mainstreaming sollen zur Verfügung gestellt werden.

Begründung

1. Begriff

Der Begriff des Gender-Mainstreaming erlangte auf internationaler und europäischer Ebene vor allem durch die 4. Weltfrauenkonferenz in Peking 1995, den Vertrag von Amsterdam 1997 und das 3. und 4. Aktionsprogramm der Europäischen Kommission für die Chancengleichheit von Frauen und Männern (1991-1995, 1996–2000) eine umfassende Bedeutung.

„Gender-Mainstreaming ist die (Re-)Organisation, Verbesserung, Entwicklung und Evaluierung politischer Prozesse mit dem Ziel, eine geschlechterbezogene Sichtweise in alle politischen Konzepte, auf allen Ebenen und in allen Phasen durch alle an politischen Entscheidungen beteiligten Akteure und Akteurinnen einzubringen“ (Definition des Europarates 1998).

Gender-Mainstreaming kann die frauenspezifische Gleichstellungspolitik und deren Mechanismen und Instrumentarien oder auch die so genannten positiven Aktionen nicht ersetzen, sondern ergänzen. 

Während die spezifische Gleichbehandlungspolitik darauf abzielt, durch konkrete Maßnahmen eine Gleichstellung in spezifischen Bereichen herbeizuführen, soll mit der Strategie des Gender-Mainstreaming das Ziel der Gleichstellung auf eine breite Basis gestellt werden. Gender-Mainstreaming betrifft die politischen Konzepte im Allgemeinen und zielt darauf ab, dass bei der Planung politischer Strategien und bei deren Umsetzung die Besonderheiten, Interessen und Wertvorstellungen beider Geschlechter berücksichtigt werden. Bei jedem politischen Ansatz ist zu fragen, welche Auswirkungen die geplante bzw. realisierte Politik auf die Erreichung des Ziels der Gleichstellung von Frauen und Männern hat. Gender- Mainstreaming kann nicht so unmittelbar und konkret wirken wie die spezifische Gleichstellungspolitik, sondern ist eine diese Politik ergänzende und auf ihr aufbauende Strategie der Nachhaltigkeit. 

2. Internationale Grundlagen

· Europarat und OECD:
Der Europarat und die OECD sind Vorreiter auf dem Gebiet des Gender- Mainstreaming und ersuchen in Vorbereitung von Studien, Konferenzen oder Meetings die Mitgliedsstaaten regelmäßig um Berichte über die Umsetzung der Gender Mainstreaming Politik.
Das Steering Committee for Equalitiy between Women und Men (CDEG) des Europarates hat im September 2000 die kontinuierliche Weiterarbeit und Berichterstattung  an den Europarat über die Umsetzung der Gender- Mainstreaming Politik in den einzelnen Mitgliedsstaaten beschlossen.

· Vereinte Nationen: 
Die Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW - Convention on the Elimination of all Forms of Discrimination Against Women) ist seit 1981 in Kraft. Die Unterzeichnerstaaten müssen regelmäßig über die Fortschritte bei der Umsetzung der Konvention berichten.

· Europäische Union: 
Gemäß Artikel 2 und Artikel 3 des EG-Vertrages gehört die Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern und die Beseitigung der Ungleichheiten zu den Aufgaben der Gemeinschaft und muss als Ziel bei all ihren Tätigkeiten angestrebt werden.


3. IST-Stand in den Arge Alp-Ländern

Von der Arge-Alp Projektgruppe wurde 2003 die Studie „Frauen in den Arge-Alp Ländern“ erstellt. Sie gibt über die rechtliche und faktische Situation der Frauen in den Arge-Alp-Ländern Auskunft und wurde von Erna Appelt, Monika Jarosch und Klaudia Resch in Zusammenarbeit mit den Gleichstellungsbeauftragten der Arge-Alp-Länder verfasst. 

Diese Studie bietet einen umfassenden Überblick hinsichtlich der institutionellen Ausstattungen, der rechtlichen Verankerungen und der Tätigkeiten und Angebote Aktionen der Gleichstellungsinstitutionen. 

Der Vergleich von frauen- und gleichstellungspolitischen Entwicklungen und Standards in den Ländern des Alpenraumes zeigt naturgemäß Unterschiede und Gemeinsamkeiten auf. 

Die Weiterentwicklung von Qualitätsstandards in Bezug auf Gleichstellungspolitik und der Erfahrungsaustausch über effiziente Maßnahmen haben sich als fruchtbar erwiesen und sind von besonderer Bedeutung. Die  wichtigste Voraussetzung für gleichstellungs- und frauenpolitische Maßnahmen sind jedoch ausreichende rechtliche und gesetzliche Grundlagen, wie Regierungs- und Parlamentsbeschlüsse.

4. Nutzen der Gender-Mainstreaming-Strategie

Gender-Mainstreaming ist eine Querschnittsaufgabe und ein innovatives Prinzip, um Entscheidungsprozesse einer Organisation zielgruppenspezifisch zu optimieren und auch Qualitätsstandards zu verbessern.

Gender-Mainstreaming ist auch als Komplementärstrategie zur spezifischen Frauenförderung zu verstehen, die beiden ergänzen einander. Dabei ist entscheidend, dass die Verantwortung und das Engagement in der Gleichstellungspolitik von den Führungsverantwortlichen der ganzen Organisation (z.B. Verwaltung) übernommen werden und nicht mehr ausschließlich von den Gleichstellungsbeauftragten wahrgenommen werden. 

Gender-Mainstreaming heißt: zielgenau, bedürfnisorientiert und zielgruppenspezifisch Projekte und Prozesse zu planen und damit geschlechtergerechte Entscheidungen zu treffen, die mittel- und längerfristig einen sozialen und wirtschaftlichen Mehrwert bringen und Fehlausgaben verhindern. Gender-Mainstreaming muss daher bereits im Planungsprozess zur Optimierung eingesetzt werden. 

Daraus ergibt sich sowohl eine wirtschaftliche wie auch persönliche und soziale Win-Win-Situation, denn Zufriedenheit der Mitarbeitenden auf allen Stufen führt zu größerer Motivation und damit besserer Leistung.

5. Beschluss

Grundvoraussetzung für Gender-Mainstreaming ist die explizite politische Verpflichtung zur Umsetzung. Auch in den Ländern der Arge-Alp soll das Prinzip der Gender-Mainstreaming Strategie als politische Querschnittsaufgabe verankert und vollwertiger Teil der Politik werden.

Um diese Verbindlichkeit herzustellen, müssen die notwendigen Rahmenbedingungen geschaffen werden:  

- Die formale Verankerung in Regierungs- oder Parlamentsbeschlüssen und der weitere Ausbau rechtlicher Instrumentarien zur Umsetzung von Gender- Mainstreaming werden empfohlen.

- Gender-Mainstreaming ist als Top-Down-Strategie definiert. Daher werden Informations- und Sensibilisierungsmaßnahmen für Führungskräfte, MultiplikatorInnen etc. angeregt.

- Für die erfolgreiche und nachhaltige Umsetzung sind ausreichende personelle und finanzielle Ressourcen nötig. 

